
 

 

 

BUNDESFINANZHOF 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Vorsteuerabzug beim Betriebsausflug, soweit ke ine Auf-
merksamkeit (Grenze 110 €) vorliegt. 
 
1. Beabsichtigt der Unternehmer bereits bei Leistun gsbezug, 
die bezogene Leistung nicht für seine wirtschaftlic he Tätig-
keit, sondern ausschließlich und unmittelbar für ei ne unent-
geltliche Entnahme i.S. von § 3 Abs. 9a UStG 1999 z u verwen-
den, ist er nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt (Än derung der 
Rechtsprechung). Dies gilt auch, wenn er mit dieser  Entnahme 
mittelbar Ziele verfolgt, die ihn zum Vorsteuerabzu g berechti-
gen. 
 
2. Der Unternehmer ist aus Leistungen für Betriebsa usflüge, 
die ausschließlich und unmittelbar dem privaten Bed arf des 
Personals i.S. von § 3 Abs. 9a UStG 1999 dienen, im  Regelfall 
auch dann nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt, wenn  er mittel-
bar beabsichtigt, durch den Betriebsausflug das Bet riebsklima 
zu verbessern. Anders ist es nur, wenn es sich im V erhältnis 
des Unternehmers zum Betriebsangehörigen um eine so g. Aufmerk-
samkeit handelt. 
 
 
 
UStG 1999 § 3 Abs. 9a, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Richtlinie 77/388/EWG Art. 6 Abs. 2, Art. 17 Abs. 2  
 
Urteil vom 9. Dezember 2010     V R 17/10 
 
Vorinstanz: FG Münster vom 6. Mai 2010  5 K 3950/07  U 
(EFG 2010, 1827) 
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G r ü n d e  

 

I. 

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine  Steuerbe-

raterpraxisgemeinschaft mit 18 Arbeitnehmern, veran staltete in 

den Streitjahren 2003 und 2004 jeweils einen Betrie bsausflug. 

Die Bruttokosten hierfür beliefen sich auf 3.694,22  € (2003) 

und auf 4.610,85 € (2004). Die Klägerin unterwarf d iese Auf-

wendungen einer pauschalierten Lohnversteuerung von  25 %. In 

ihren Umsatzsteuererklärungen für die Streitjahre e rfasste sie 

die Betriebsausflüge nicht. 

 

Im Anschluss an eine Lohnsteueraußenprüfung ging de r Beklagte 

und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) davon aus, dass 

die Freigrenze von 110 € pro Arbeitnehmer überschri tten worden 

sei und die Betriebsausflüge daher gemäß Abschn. 12  Abs. 4 

Nr. 6 der Umsatzsteuer-Richtlinien 2000 (UStR) als steuer-

pflichtige Umsätze zu berücksichtigen seien. Das FA  erließ am 

23. Februar 2006 entsprechende Umsatzsteueränderung sbescheide, 

die gemäß § 164 Abs. 1 der Abgabenordnung (AO) unte r Vorbehalt 

der Nachprüfung standen. Am 27. Februar 2006 beantr agte die 

Klägerin, die Bescheide gemäß § 164 Abs. 2 AO hinsi chtlich der 

Besteuerung der Betriebsausflüge zu ändern. Das FA lehnte den 

Antrag mit Bescheid vom 12. Januar 2007 ab. Einspru ch und 

Klage hatten keinen Erfolg. 

 

Das Finanzgericht (FG) bestätigte mit seinem in Ent scheidungen 

der Finanzgerichte 2010, 1827 veröffentlichten Urte il das FA 

dahingehend, dass die Leistungen für die Betriebsau sflüge nach 

§ 3 Abs. 9a Nr. 2  2. Alternative des Umsatzsteuerg esetzes 

1999 (UStG) der Umsatzsteuer unterlägen. Die Steuer barkeit 

nach dieser Vorschrift entfalle nur, wenn die Befri edigung des 

privaten Bedarfs der Arbeitnehmer durch die mit der  Maßnahme 
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verfolgten betrieblichen Zwecke überlagert werde. I nsoweit sei 

die lohnsteuerrechtliche Behandlung von Betriebsver anstaltun-

gen heranzuziehen. Steuerpflichtiger Arbeitslohn li ege nicht 

vor, wenn die Zuwendung im ganz überwiegenden eigen betriebli-

chen Interesse des Arbeitgebers erfolge. Es sei aus  Gründen 

der Praktikabilität erforderlich, die Frage des eig enbetrieb-

lichen Interesses bei Betriebsveranstaltungen für Z wecke der 

Umsatzsteuer unabhängig vom Einzelfall typisierend nach einer 

betragsmäßigen Grenze zu beurteilen. 

 

Die Leistungen bei den Betriebsausflügen dienten ty pischer-

weise der Freizeitgestaltung und Verpflegung und da mit dem 

privaten Bedarf der Arbeitnehmer. Die privaten Zwec ke würden 

auch nicht durch betriebliche Zwecke der Klägerin ü berlagert. 

Gehe man zugunsten der Klägerin davon aus, dass jew eils alle 

18 Arbeitnehmer an den Betriebsausflügen teilgenomm en hätten, 

hätten die Aufwendungen pro Teilnehmer und Veransta ltung ca. 

200 € bis 250 € betragen. Der vom Bundesfinanzhof ( BFH) lohn-

steuerrechtlich aufgestellte Höchstbetrag sei damit  über-

schritten. Darüber hinaus lägen keine besonderen Um stände vor, 

die die Zuwendung der Betriebsveranstaltungen als g eboten er-

scheinen ließen. Dass Betriebsausflüge zur Verbesse rung des 

Arbeitsklimas und damit möglicherweise auch der Ste igerung der 

Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmer dienten, füh re nicht zu 

einer Überlagerung privater Belange der Arbeitnehme r durch be-

triebliche Interessen der Klägerin. Bei der Veranst altung der 

Betriebsausflüge handele es sich auch nicht um Aufm erksamkei-

ten. Aufmerksamkeiten seien nur Zuwendungen des Arb eitgebers, 

die ihrer Art nach und ihrem Wert Geschenken entspr echen, die 

im gesellschaftlichen Verkehr üblicherweise ausgeta uscht wür-

den und zu keiner ins Gewicht fallenden Bereicherun g des 

Arbeitnehmers führten. 
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Mit ihrer Revision macht die Klägerin Verletzung ma teriellen 

Rechts geltend. Es sei nicht ersichtlich und entspr eche auch 

nicht der Lebenserfahrung, dass ein Betriebsausflug  private 

Bedürfnisse des Arbeitnehmers erfüllen solle. Die B etriebsaus-

flüge seien im ausschließlichen Interesse des Arbei tgebers er-

folgt, da die Arbeitnehmer für die Dauer des Betrie bsausflugs 

von der Erbringung der Arbeitsleistung freigestellt  gewesen 

seien, keine Angehörigen der Arbeitnehmer teilgenom men hätten 

und der Arbeitgeber die Aufwendungen vollständig ge tragen ha-

be. Weiter sei die Bedeutung derartiger Veranstaltu ngen für 

das Betriebsklima, die Arbeitnehmerzufriedenheit un d die sich 

hieraus ergebende Leistungsbereitschaft der Arbeitn ehmer zu 

berücksichtigen. Es könne kein Zweifel daran besteh en, dass 

die Aufwendungen zumindest überwiegend im betriebli chen Inte-

resse erfolgt seien. Im Übrigen handele es sich auc h ertrag-

steuerrechtlich um Betriebsausgaben. 

 

Die Klägerin beantragt,  

das Urteil des FG aufzuheben und das FA unter Aufhe bung 

des Ablehnungsbescheids vom 12. Januar 2007 und der  Ein-

spruchsentscheidung vom 21. August 2007 zu verpflic hten, 

die Umsatzsteuerbescheide für 2003 und 2004 vom 

23. Februar 2006 dahingehend zu ändern, dass die St euer 

für 2003 auf 131.515,70 € und für 2004 auf 147.838, 53 € 

herabgesetzt wird. 

 

Das FA beantragt,  

die Revision zurückzuweisen. 

 

Wie das FG zutreffend entschieden habe, liege eine unentgelt-

liche Zuwendung an das Personal der Klägerin vor. 

 

II. 
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Die Revision der Klägerin ist aus anderen als den g eltend ge-

machten Gründen begründet. Das Urteil des FG ist au fzuheben 

und die Sache an das FG zurückzuverweisen (§ 126 Ab s. 3 Nr. 2 

der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG hat kein e Feststel-

lungen zum vorrangig zu prüfenden Vorsteuerabzug ge troffen, 

die eine abschließende Beurteilung durch den Senat erlauben. 

 

1. Der Unternehmer ist zum Vorsteuerabzug berechtig t, wenn er 

Eingangsleistungen für Zwecke seines Unternehmens u nd damit 

für seine wirtschaftliche Tätigkeit bezieht. Beabsi chtigt er 

bereits bei Empfang der Leistung, diese ausschließl ich und un-

mittelbar für eine unentgeltliche Entnahme i.S. von  § 3 

Abs. 9a UStG zu verwenden, kann er den Vorsteuerabz ug auch 

dann nicht in Anspruch nehmen, wenn er hiermit mitt elbar Ziele 

verfolgt, die ihn zum Vorsteuerabzug berechtigen. 

 

a) Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG kann der Unte rnehmer die 

gesetzlich geschuldete Steuer für Leistungen, die v on einem 

anderen Unternehmer für sein Unternehmen ausgeführt  worden 

sind, als Vorsteuer abziehen. Ausgeschlossen ist de r Vorsteu-

erabzug nach § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG für Leis tungen, die 

der Unternehmer für steuerfreie Umsätze verwendet. Diese Vor-

schriften beruhen auf Art. 17 Abs. 2 Buchst. a der Sechsten 

Richtlinie des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisi erung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ums atzsteuern 

77/388/EWG (Richtlinie 77/388/EWG), wonach der Steu erpflich-

tige (Unternehmer), der Gegenstände und Dienstleist ungen für 

Zwecke seiner besteuerten Umsätze verwendet, befugt  ist, die 

im Inland geschuldete oder entrichtete Mehrwertsteu er für Ge-

genstände und Dienstleistungen, die ihm von einem a nderen 

Steuerpflichtigen geliefert oder erbracht werden, v on der von 

ihm geschuldeten Steuer abzuziehen. 
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b) Der Unternehmer ist nach diesen Vorschriften zum  Vorsteuer-

abzug berechtigt, soweit er Leistungen für sein Unt ernehmen 

(§ 2 Abs. 1 UStG, Art. 4 der Richtlinie 77/388/EWG)  und damit 

für seine wirtschaftlichen Tätigkeiten zur Erbringu ng entgelt-

licher Leistungen (wirtschaftliche Tätigkeiten) zu verwenden 

beabsichtigt (Urteil des Gerichtshofs der Europäisc hen Union 

--EuGH-- vom 13. März 2008 C-437/06, Securenta, Slg . 2008, 

I-1597, Leitsatz 1; BFH-Urteil vom 6. Mai 2010 V R 29/09, BFHE 

230, 263, BStBl II 2010, 885, unter II.1.). Im Hinb lick auf 

den weiter erforderlichen direkten und unmittelbare n Zusammen-

hang zwischen Eingangs- und Ausgangsumsatz ist dabe i wie folgt 

zu differenzieren: 

 

aa) Besteht der direkte und unmittelbare Zusammenha ng zu ein-

zelnen Ausgangsumsätzen seiner wirtschaftlichen Tät igkeit, die 

steuerpflichtig sind (gleichgestellt: Umsätze i.S. von § 15 

Abs. 3 UStG und Art. 17 Abs. 3 der Richtlinie 77/38 8/EWG), 

kann der Unternehmer den Vorsteuerabzug in Anspruch  nehmen. 

Die für den Leistungsbezug getätigten Aufwendungen gehören 

dann zu den Kostenelementen seiner zum Vorsteuerabz ug berech-

tigenden Ausgangsumsätze (EuGH-Urteil vom 29. Oktob er 2009 

C-29/08, SKF, Slg. 2009, I-10413 Rdnr. 57; BFH-Urte il in BFHE 

230, 263, BStBl II 2010, 885, unter II.2.a aa (1), jeweils 

m.w.N. zur EuGH-Rechtsprechung). 

 

bb) Bei einem direkten und unmittelbaren Zusammenha ng zu einem 

Ausgangsumsatz, der mangels wirtschaftlicher Tätigk eit nicht 

dem Anwendungsbereich der Steuer unterliegt oder -- ohne Anwen-

dung von § 15 Abs. 3 UStG (Art. 17 Abs. 3 der Richt linie 

77/388/EWG)-- steuerfrei ist, besteht keine Berecht igung zum 

Vorsteuerabzug (EuGH-Urteile Securenta in Slg. 2008 , I-1597 

Rdnr. 30; SKF in Slg. 2009, I-10413 Rdnr. 59, und B FH-Urteil 

in BFHE 230, 263, BStBl II 2010, 885, unter II.2.a aa (2), je-
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weils m.w.N. zur EuGH-Rechtsprechung). 

 

Dies gilt auch, wenn der Unternehmer eine Leistung für einen 

z.B. steuerfreien Ausgangsumsatz bezieht, um mittel bar seine 

zum Vorsteuerabzug berechtigende wirtschaftliche Ge samttätig-

keit zu stärken, da "der vom Steuerpflichtigen verf olgte end-

gültige Zweck unerheblich ist" (EuGH-Urteile vom 6.  April 1995 

C-4/94, BLP, Slg. 1995, I-983 Rdnr. 19; vom 8. Juni  2000 

C-98/98, Midland Bank, Slg. 2000, I-4177 Rdnr. 20, und vom 

22. Februar 2001 C-408/98, Abbey National, Slg. 200 1, I-1361 

Rdnr. 25). Hieran ist auch nach Ergehen des EuGH-Ur teils SKF 

in Slg. 2009, I-10413, das auf diese Entscheidungen  --wenn 

auch in anderem Zusammenhang-- ausdrücklich Bezug n immt, fest-

zuhalten. 

 

cc) Fehlt ein direkter und unmittelbarer Zusammenha ng zwischen 

einem bestimmten Eingangsumsatz und einem oder mehr eren Aus-

gangsumsätzen, kann der Unternehmer zum Vorsteuerab zug berech-

tigt sein, wenn die Kosten für die Eingangsleistung  zu seinen 

allgemeinen Aufwendungen gehören und --als solche--  Bestand-

teile des Preises der von ihm erbrachten Leistungen  sind. Der-

artige Kosten hängen dann direkt und unmittelbar mi t seiner 

wirtschaftlichen Gesamttätigkeit zusammen (EuGH-Urt eil SKF in 

Slg. 2009, I-10413 Rdnr. 58; BFH-Urteil in BFHE 230 , 263, 

BStBl II 2010, 885, unter II.2.a bb, jeweils m.w.N.  zur EuGH-

Rechtsprechung). Voraussetzung für den Vorsteuerabz ug ist dann 

aber, dass die wirtschaftliche Gesamttätigkeit zu U msätzen 

führt, die zum Vorsteuerabzug berechtigen (EuGH-Urt eil Midland 

Bank in Slg. 2000, I-4177 Rdnr. 31 zu Art. 17 Abs. 5 der 

Richtlinie 77/388/EWG, § 15 Abs. 4 UStG; BFH-Urteil  in BFHE 

230, 263, BStBl II 2010, 885, unter II.2.a bb). Geh t der 

Unternehmer z.B. zugleich wirtschaftlichen und nich twirt-

schaftlichen Tätigkeiten nach, ist der Vorsteuerabz ug nur in-
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soweit zulässig, als die Aufwendungen der wirtschaf tlichen Tä-

tigkeit des Steuerpflichtigen i.S. des Art. 2 Nr. 1  der 

Richtlinie 77/388/EWG zuzurechnen sind (EuGH-Urteil  Securenta 

in Slg. 2008, I-1597, Leitsatz 1; BFH-Urteil in BFH E 230, 263, 

BStBl II 2010, 885, unter II.2.a cc). 

 

c) Beabsichtigt der Unternehmer bereits bei Leistun gsbezug, 

die bezogene Leistung nicht für seine wirtschaftlic he Tätig-

keit, sondern ausschließlich  und unmittelbar für eine unent-

geltliche Entnahme i.S. von § 3 Abs. 9a UStG zu ver wenden, ist 

er nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. Der Senat h ält an sei-

nen hiervon abweichenden BFH-Urteilen vom 4. Juli 1 985 

V R 82/77 (BFHE 144, 81, BStBl II 1985, 538, unter 5.) und vom 

18. Dezember 1986 V R 176/75 (BFHE 149, 78, BStBl I I 1987, 

350, unter B.I.2.b --zu einem Angelteich und einem Schwimm-

bad--) nicht fest (Änderung der Rechtsprechung). 

 

aa) § 3 Abs. 9a UStG stellt die Verwendung eines de m Unterneh-

men zugeordneten Gegenstands, der zum vollen oder t eilweisen 

Vorsteuerabzug berechtigt hat (Nr. 1), und die unen tgeltliche 

Erbringung einer anderen sonstigen Leistung (Nr. 2)  durch 

Unternehmer einer sonstigen Leistung gegen Entgelt gleich, 

wenn diese Leistungen für Zwecke erfolgen, die auße rhalb des 

Unternehmens liegen, oder für den privaten Bedarf s eines Per-

sonals, sofern es sich nicht um Aufmerksamkeiten ha ndelt. 

 

Die Besteuerung dieser Verwendungs- oder Leistungse ntnahme be-

ruht auf Art. 6 Abs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG, d er die Ver-

wendung eines dem Unternehmen zugeordneten Gegensta nds, der 

zum vollen oder teilweisen Abzug der Mehrwertsteuer  berechtigt 

hat (Buchst. a) und die unentgeltliche Erbringung v on Dienst-

leistungen durch den Steuerpflichtigen (Buchst. b) einer 

Dienstleistung gegen Entgelt gleichstellt, wenn sie  für den 
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privaten Bedarf des Steuerpflichtigen, für den Beda rf seines 

Personals oder allgemein für unternehmensfremde Zwe cke erfol-

gen. 

 

bb) Aus der Gleichstellung der unentgeltlichen Verw endungs- 

oder Leistungsentnahme mit entgeltlichen Leistungen  nach § 3 

Abs. 9a UStG folgt nicht, dass der Unternehmer auch  zum Vor-

steuerabzug berechtigt ist, wenn er bereits bei Bez ug der 

Leistung beabsichtigt, diese ausschließlich für ein e Verwen-

dungs- oder Leistungsentnahme zu nutzen. Die von § 3 Abs. 9a 

UStG vorausgesetzte Leistungserbringung "für Zwecke , die 

außerhalb des Unternehmens liegen oder für den priv aten Be-

darf", und der nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG e rforderli-

che Leistungsbezug "für sein Unternehmen" schließen  sich be-

reits nach dem Wortlaut dieser Vorschriften aus. Da rüber 

hinaus umfassen die Unternehmensdefinitionen dieser  Vorschrif-

ten entsprechend § 2 Abs. 1 UStG jeweils die wirtsc haftliche 

Tätigkeit durch Erbringen entgeltlicher Leistungen (vgl. BFH-

Urteil in BFHE 230, 263, BStBl II 2010, 885, unter II.1. zu 

§ 15 Abs. 1 UStG). Eine Leistung kann dabei nicht f ür das 

Unternehmen (für wirtschaftliche Tätigkeiten) besti mmt sein 

und zugleich Zwecken außerhalb des Unternehmens ode r privaten 

Zwecken (nichtwirtschaftlichen Tätigkeiten) dienen.  

 

Bestätigt wird dies durch den Normzweck der Entnahm ebesteue-

rung. So bezweckt Art. 6 Abs. 2 der Richtlinie 77/3 88/EWG, den 

Steuerpflichtigen, der für seinen privaten Bedarf o der den 

seines Personals einen Gegenstand entnimmt oder ein e Dienst-

leistung erbringt, und den Endverbraucher, der eine n Gegen-

stand oder eine Dienstleistung gleicher Art erwirbt , gleich zu 

behandeln. Um diesen Zweck zu erreichen, lässt es A rt. 6 

Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 77/388/EWG nicht zu , dass ein 

Steuerpflichtiger, der beim Kauf eines seinem Unter nehmen zu-
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geordneten Gegenstands die Mehrwertsteuer abziehen konnte, der 

Zahlung der Mehrwertsteuer entgeht, wenn er diesen Gegenstand 

dem Vermögen seines Unternehmens für seinen private n Bedarf 

oder den seines Personals entnimmt, und daher gegen über dem 

Endverbraucher, der den Gegenstand unter Zahlung vo n Mehr-

wertsteuer erwirbt, ungerechtfertigte Vorteile geni eßt. Ebenso 

wenig lässt es Art. 6 Abs. 2 Buchst. b der Richtlin ie 

77/388/EWG zu, dass ein Steuerpflichtiger oder Ange hörige sei-

nes Personals Dienstleistungen des Steuerpflichtige n, für die 

eine Privatperson Mehrwertsteuer hätte zahlen müsse n, steuer-

frei erhalten (EuGH-Urteil vom 20. Januar 2005 C-41 2/03, Hotel 

Scandic Gåsabäck, Slg. 2005, I-743 Rdnr. 23; ebenso  zuvor 

EuGH-Urteil vom 16. Oktober 1997 C-258/95, Fillibec k, Slg. 

1997, I-5577 Rdnr. 25). 

 

Dies ist auch bei der Auslegung des nationalen Rech ts zu be-

achten. Dient die Besteuerung der Verwendungs- oder  Leistungs-

entnahme nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 und 2 UStG dazu, Un ternehmer 

und Endverbraucher gleich zu behandeln, ist der Unt ernehmer 

aus Leistungen, die er ausschließlich und unmittelb ar für Ent-

nahmezwecke bezieht, nicht zum Vorsteuerabzug berec htigt. Er-

richtet daher ein Unternehmer z.B. ein ausschließli ch für pri-

vate Wohnzwecke zu nutzendes Einfamilienhaus, steht  ihm kein 

Vorsteuerabzug aus den Errichtungskosten zu (BFH-Ur teil vom 

23. September 2009 XI R 18/08, BFHE 227, 226, BStBl  II 2010, 

313, Leitsatz). 

 

cc) Unterbleibt die Entnahmebesteuerung nach § 3 Ab s. 9a Nr. 2 

UStG im Hinblick auf sog. Aufmerksamkeiten, fehlt e s an einem 

direkten und unmittelbaren Zusammenhang mit einem k onkreten 

Ausgangsumsatz (Entnahme), so dass über den Vorsteu erabzug 

nach der wirtschaftlichen Gesamttätigkeit des Unter nehmers zu 

entscheiden ist (s. oben II.1.b cc). 
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d) Beabsichtigt der Unternehmer eine bezogene Leist ung nicht 

ausschließlich für Entnahmezwecke, sondern gemischt  sowohl für 

seine wirtschaftliche Tätigkeit (s. oben II.1.b) al s auch für 

eine Entnahme zu verwenden, kann er nur bei einer b eabsichtig-

ten Entnahme für Privatzwecke in vollem Umfang zum Vorsteuer-

abzug berechtigt sein. 

 

aa) Bezieht der Unternehmer eine Leistung zugleich für seine 

wirtschaftliche und seine nichtwirtschaftliche Täti gkeit, ist 

der Vorsteuerabzug nur insoweit zulässig, als die A ufwendungen 

seiner wirtschaftlichen Tätigkeit zuzurechnen sind (EuGH-

Urteil Securenta in Slg. 2008, I-1597, Leitsatz 1).  Eine Be-

rechtigung zum Vorsteuerabzug besteht daher insowei t nicht, 

als der Unternehmer bei Leistungsbezug eine Verwend ung für 

Entnahmen nach § 3 Abs. 9a UStG und damit für eine nichtwirt-

schaftliche Tätigkeit beabsichtigt (vgl. EuGH-Urtei l vom 

12. Februar 2009 C-515/07, VNLTO, Slg. 2009, I-839 

Rdnrn. 34 ff., 38 f. zu Art. 6 Abs. 2 der Richtlini e 

77/388/EWG). 

 

bb) Handelt es sich bei der nichtwirtschaftlichen T ätigkeit um 

den Sonderfall einer Entnahme für private Zwecke i. S. von 

Art. 6 Abs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG, und bezieh t der 

Unternehmer eine Leistung zugleich für seine wirtsc haftliche 

Tätigkeit und für private Zwecke, kann der Unterneh mer die be-

zogene Leistung insgesamt seiner wirtschaftlichen T ätigkeit 

zuordnen (vgl. EuGH-Urteil vom 14. Juli 2005 C-434/ 03, Charles 

und Charles-Tijmens, Slg. 2005, I-7037 Rdnr. 23). E r kann dann 

aufgrund dieser Unternehmenszuordnung --die Berecht igung zum 

Vorsteuerabzug aufgrund der wirtschaftlichen Tätigk eit voraus-

gesetzt-- berechtigt sein, den Vorsteuerabzug auch für die 

Privatverwendung in Anspruch zu nehmen, muss dann a ber inso-
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weit eine Entnahme versteuern (EuGH-Urteile Charles  und 

Charles-Tijmens in Slg. 2005, I-7037 Rdnrn. 23 ff.;  VNLTO in 

Slg. 2009, I-839 Rdnrn. 32 und 39). 

 

2. Eine Leistungsentnahme i.S. von § 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG 

(Art. 6 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 77/388/EWG)  liegt vor, 

wenn die Leistung des Unternehmers dem privaten Bed arf der 

Arbeitnehmer dient und nicht durch besondere Umstän de der 

wirtschaftlichen Tätigkeit des Unternehmens bedingt  ist. 

 

Im Streitfall hat die Klägerin Leistungen für einen  Be-

triebsausflug bezogen. Soweit es sich dabei um Befö rderungs-

leistungen und die Abgabe von Mahlzeiten handelt, s ind die 

Grundsätze der EuGH-Rechtsprechung hierzu zu berück sichtigen. 

 

a) Nach dem EuGH-Urteil Fillibeck in Slg. 1997, I-5 577 

Rdnr. 19 unterliegen Leistungen eines Arbeitgebers für die Be-

förderung des Arbeitnehmers zwischen Wohnung und Ar beitsstätte 

grundsätzlich Art. 6 Abs. 2 Buchst. b der Richtlini e 

77/388/EWG, da sie aus der Sicht des Arbeitnehmers dessen pri-

vaten Zwecken dienen. Gleichwohl kann die Übernahme  der Beför-

derung auf dieser Strecke durch den Arbeitgeber unt er besonde-

ren Umständen durch die Erfordernisse der wirtschaf tlichen Tä-

tigkeit des Unternehmens bedingt sein, so dass hier in keine 

Leistung des Arbeitgebers zu unternehmensfremden Zw ecken zu 

sehen ist und der durch den Arbeitnehmer erlangte p ersönliche 

Vorteil gegenüber dem Bedarf des Unternehmens als n ebensäch-

lich erscheint (EuGH-Urteil Fillibeck in Slg. 1997,  I-5577 

Rdnrn. 26 ff.). 

 

b) Zur Abgabe von Mahlzeiten an Arbeitnehmer hat de r EuGH im 

Urteil vom 11. Dezember 2008 C-371/07, Danfoss und AstraZeneca 

(Slg. 2008, I-9549, BFH/NV 2009, 336 Rdnrn. 55 bis 62) ent-
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schieden, es sei Sache des Arbeitnehmers, für seine  Mahlzeiten 

zu sorgen, so dass Dienstleistungen, die in der une ntgeltli-

chen Abgabe von Mahlzeiten an Arbeitnehmer bestehen , unter 

normalen Umständen dem privaten Bedarf der Arbeitne hmer i.S. 

von Art. 6 Abs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG dienen.  Anders sei 

es, so der EuGH, wenn es die Erfordernisse der wirt schaftli-

chen Tätigkeit des Unternehmens unter besonderen Um ständen ge-

bieten, dass der Arbeitgeber die Bewirtung im Rahme n von Sit-

zungen mit aus verschiedenen Staaten angereisten Ar beitnehmern 

übernehme, sich das Interesse des Unternehmens an d er Bereit-

stellung von Speisen und Getränken für seine Arbeit nehmer im 

speziellen Rahmen von unternehmensinternen Sitzunge n darin 

zeige, dass er hierdurch in die Lage versetzt werde , diese 

Mahlzeiten rationell und effizient zu organisieren und zu kon-

trollieren, und dem Arbeitgeber hierdurch ermöglich t werde, 

Gründe für eine Unterbrechung der Sitzungen zu begr enzen, so 

dass die Bewirtung letztlich dem Arbeitgeber ermögl iche, die 

Kontinuität und den ordnungsgemäßen Ablauf der Sitz ungen zu 

gewährleisten. Dabei könne zu berücksichtigen sein,  dass Mahl-

zeiten nur aus Sandwichs und kalten Gerichten bestä nden, die 

im Sitzungsraum serviert würden. Unter derartigen U mständen 

erfolge die Gewährung von Mahlzeiten an Arbeitnehme r durch den 

Arbeitgeber nicht zur Befriedigung eines privaten B edarfs der 

Arbeitnehmer, sondern zu Zwecken, die nicht unterne hmensfremd 

seien, wobei der persönliche Vorteil, den die Arbei tnehmer 

daraus zögen, gegenüber den Bedürfnissen des Untern ehmens als 

nur untergeordnet erscheine. Dem folgt auch die Rec htsprechung 

des BFH (vgl. z.B. auch BFH-Beschluss vom 31. März 2010 

V B 112/09, BFH/NV 2010, 1313). 

 

c) Daraus ergibt sich allgemein, dass Leistungen an  Arbeitneh-

mer, die aus der Sicht des Arbeitnehmers dessen pri vaten Zwe-

cken dienen, wie z.B. die Beförderung von der Wohnu ng zum 
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Arbeitsplatz und die Abgabe von Mahlzeiten, nur dan n nicht als 

Entnahme zu berücksichtigen sind, wenn ausnahmsweis e der per-

sönliche Vorteil, den die Arbeitnehmer daraus ziehe n, gegen-

über den Bedürfnissen des Unternehmens als nur unte rgeordnet 

erscheint. Soweit der erkennende Senat in den Urtei len in BFHE 

144, 81, BStBl II 1985, 538, unter 2. und 3., und i n BFHE 149, 

78, BStBl II 1987, 350, unter B.I.2.b für Leistunge n an Be-

triebsangehörige für deren Freizeitnutzung eine Ver wendungs-

entnahme verneint hat, hält er daran nicht fest, da  dies mit 

der vorstehend wiedergegebenen Rechtsprechung des E uGH nicht 

zu vereinbaren ist. 

 

3. Die Sache ist nicht spruchreif, da das FG --sein em Rechts-

standpunkt entsprechend-- keine Feststellungen zu d em von der 

Klägerin in Anspruch genommenen Vorsteuerabzug getr offen hat. 

 

a) Über die Berechtigung zum Vorsteuerabzug ist im Zeitpunkt 

des Leistungsbezugs zu entscheiden ("Sofortentschei dung"). 

Denn nach Art. 17 Abs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG entsteht 

das Recht auf Vorsteuerabzug, wenn der Anspruch auf  die ab-

ziehbare Steuer entsteht. Nach Art. 10 Abs. 2 diese r 

Richtlinie ist dies der Fall, sobald die Lieferung oder die 

Dienstleistung bewirkt ist (EuGH-Urteile vom 8. Jun i 2000 

C-400/98, Breitsohl, Slg. 2000, I-4321 Rdnr. 36; vo m 8. Juni 

2000 C-396/98, Schloßstraße, Slg. 2000, I-4279 Rdnr . 38, und 

vom 29. April 2004 C-152/02, Terra Baubedarf, Slg. 2004, 

I-5583 Rdnr. 31; BFH-Urteile vom 16. Mai 2002 V R 5 6/00, BFHE 

199, 37, BStBl II 2006, 725, unter II.2.a; vom 6. J uni 2002 

V R 27/00, BFH/NV 2002, 1621, unter II.2.b; vom 28.  November 

2002 V R 51/01, BFH/NV 2003, 515, unter II.1.; vom 2. März 

2006 V R 49/05, BFHE 213, 249, BStBl II 2006, 729, unter 

II.2.a; zum Zeitpunkt bei Anzahlungen: BFH-Urteil v om 17. Mai 

2001 V R 38/00, BFHE 195, 437, BStBl II 2003, 434, Leit-
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satz 2). Daher bestimmt die tatsächliche oder beabs ichtigte 

Verwendung der Gegenstände oder Dienstleistungen de n Umfang 

des Vorsteuerabzugs, zu dem der Steuerpflichtige na ch Art. 17 

der Richtlinie 77/388/EWG befugt ist (EuGH-Urteile Breitsohl 

in Slg. 2000, I-4321 Rdnr. 35, und Schloßstraße in Slg. 2000, 

I-4279 Rdnr. 37). Demgegenüber ist das Recht auf Vo rsteuerab-

zug nicht bereits für den Voranmeldungszeitraum des  Leistungs-

bezugs auszuüben, sondern erst für den Erklärungsze itraum, in 

dem neben dem Leistungsbezug dem Unternehmer auch d ie hierüber 

ausgestellte Rechnung vorliegt (EuGH-Urteil Terra B aubedarf in 

Slg. 2004, I-5583, Leitsatz; BFH-Urteil vom 1. Juli  2004 

V R 33/01, BFHE 206, 463, BStBl II 2004, 861, Leits atz). 

 

b) Die Klägerin hat die Leistungen zur unentgeltlic hen Weiter-

gabe an ihre Arbeitnehmer bezogen. Im Streitfall li egen keine 

Anhaltspunkte für einen tauschähnlichen Umsatz i.S.  von § 3 

Abs. 12 Satz 2 UStG vor, bei dem die Arbeitsleistun g des 

Dienstverpflichteten durch Lohnzahlung und zusätzli ch durch 

Sachzuwendung vergütet wird (BFH-Urteil vom 31. Jul i 2008 

V R 74/05, BFH/NV 2009, 226, unter II.2.). Bei eins eitigen 

Sachzuwendungen, die --wie im Streitfall-- ohne Bez ug zum Um-

fang der durch den Arbeitnehmer zu erbringenden Arb eitsleis-

tung und unabhängig von dem hierfür bezogenen Lohn erfolgen, 

ist die Sachzuwendung kein Entgelt für die Arbeitsl eistung 

(vgl. EuGH-Urteil Fillibeck in Slg. 1997, I-5577 

Rdnrn. 16 ff.). 

 

c) Ob die Klägerin trotz der unentgeltlichen Leistu ngen an 

ihre Arbeitnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist , kann der 

Senat nicht entscheiden. Hierzu sind weitere Festst ellungen zu 

treffen, wobei im zweiten Rechtsgang Folgendes zu b erücksich-

tigen ist: 
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aa) Vorrangig ist zu prüfen, ob und ggf. in welchem  Umfang die 

von der Klägerin für die "Betriebsausflüge" bezogen en Leistun-

gen ausschließlich dem privaten Bedarf der Betriebs angehörigen 

dienten oder durch besondere Umstände der wirtschaf tlichen Tä-

tigkeit des Unternehmens im Sinne der EuGH-Urteile Fillibeck 

in Slg. 1997, I-5577 und Danfoss und AstraZeneca in  Slg. 2008, 

I-9549, BFH/NV 2009, 336 bedingt waren. Letzteres k ann z.B. 

bei Leistungsbezügen anzunehmen sein, die wie z.B. die Anmie-

tung von Tagungsräumen und Übernachtungsmöglichkeit en bei ei-

ner an einem Wochenende durchgeführten Schulung dir ekt und un-

mittelbar der wirtschaftlichen Tätigkeit des Untern ehmens die-

nen. Bei derartigen "Betriebsveranstaltungen" kann auch die 

Gewährung von Übernachtungsmöglichkeiten und Verpfl egung ähn-

lich wie bei dienstlich veranlassten Auswärtstätigk eiten durch 

besondere Umstände dieser wirtschaftlichen Tätigkei t bedingt 

sein (ebenso z.B. Abschn. 12 Abs. 4 Nr. 8 und Abs. 13 UStR). 

 

bb) Dient eine "Betriebsveranstaltung" oder ein "Be triebsaus-

flug" lediglich dazu, das Betriebsklima durch gemei nsame Frei-

zeitgestaltung zu verbessern, liegt demgegenüber ei n aus-

schließlicher Zusammenhang der für den Betriebsausf lug bezoge-

nen Leistungen zum privaten Bedarf des Personals un d damit zu 

einer Entnahme nach § 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG vor, die  nicht zum 

Vorsteuerabzug berechtigt (s. oben II.1.c). 

 

Hieran ändert sich auch nichts dadurch, dass der Un ternehmer 

--wie ggf. im Streitfall-- die Teilnahme am Betrieb sausflug 

dadurch zu veranlassen sucht, dass am Ausflug nicht  teilneh-

mende Arbeitnehmer am Ausflugstag ihre normale Arbe itsleistung 

zu erbringen oder Urlaub zu nehmen haben. Lediglich  mittelbar 

verfolgte Zwecke, wie z.B. die Verbesserung des Bet riebskli-

mas, können einen Vorsteuerabzug im Hinblick auf di e wirt-

schaftliche Gesamttätigkeit des Unternehmers im Reg elfall 
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nicht rechtfertigen, da "der vom Steuerpflichtigen verfolgte 

endgültige Zweck unerheblich ist" (s. oben II.1.b b b, und 

EuGH-Urteile BLP in Slg. 1995, I-983 Rdnr. 19; Midl and Bank in 

Slg. 2000, I-4177 Rdnr. 20, und Abbey National in S lg. 2001, 

I-1361 Rdnr. 25). 

 

cc) Sollte es sich danach um einen zur Entnahmebest euerung 

führenden Betriebsausflug handeln, ist der Unterneh mer nur zum 

Vorsteuerabzug berechtigt, wenn die Entnahmebesteue rung nach 

§ 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG unterbleibt, weil es sich um  eine "Auf-

merksamkeit" i.S. des § 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG handel t. Aufgrund 

des dann fehlenden unmittelbaren Zusammenhangs zu e inem kon-

kreten Ausgangsumsatz ist über den Vorsteuerabzug n ach der 

wirtschaftlichen Gesamttätigkeit des Unternehmers z u entschei-

den (s. oben II.1.c cc). 

 

dd) Hinsichtlich der Aufmerksamkeiten i.S. von § 3 Abs. 9a 

Nr. 2 UStG ist zu beachten, dass das nationale Rech t insoweit 

zugunsten des Unternehmers, der ansonsten eine Entn ahme zu 

versteuern hätte, von Art. 6 Abs. 2 Unterabs. 1 der  Richtlinie 

77/388/EWG abweicht. Entsprechend der Rechtsprechun g des BFH 

zum Lohnsteuerrecht kann daher die dort aus Gründen  der Wah-

rung einer einheitlichen Rechtsanwendung festgelegt e Frei-

grenze, bei deren Unterschreiten Zuwendungen an Arb eitnehmer 

bei Betriebsveranstaltungen nicht als Arbeitslohn a nzusehen 

sind (BFH-Urteil vom 16. November 2005 VI R 151/00,  BFHE 211, 

325, BStBl II 2006, 442, unter II.2.) auch für die Auslegung 

des Begriffs der Aufmerksamkeit berücksichtigt werd en (vgl. 

auch Abschn. 12 Abs. 4 Nr. 6 UStR). Der Senat kann dabei of-

fenlassen, ob er sich der in Abschn. 12 Abs. 4 UStR  zugrunde 

liegenden Auffassung anschließt, nach der bei Einha ltung der 

betragsmäßigen Freigrenze das betriebliche Interess e die Be-

friedigung des privaten Bedarfs des Arbeitnehmers ü berlagert. 
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Unabhängig hiervon besteht aber entgegen der Auffas sung der 

Klägerin kein Anspruch auf Erhöhung der in Abschn. 12 Abs. 4 

Nr. 6 UStR genannten Freigrenze. Der Senat schließt  sich inso-

weit der Rechtsprechung des BFH zur entsprechenden Beurteilung 

im Lohnsteuerrecht an (BFH-Urteil in BFHE 211, 325,  BStBl II 

2006, 442, unter II.2.b). 


